
1. Vertragsschluss / Lieferbeginn 

Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in 
Textform unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns 
zustande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass 
alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündigung 
des bisherigen Liefervertrages etc.) erfolgt sind. Bei Ver -
brauchern erfolgt die Belieferung nicht vor Ablauf der 
Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 
2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu 
ausdrücklich auf. 

2. Umfang und Durchführung der Lieferung / 
Leistungsumfang / Befreiung von der Leistungspflicht 

2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf 
an elektrischer Energie an seine vertraglich benannte 
Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des 
Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels 
Marktlokations-ID energiewirtschaftlich identifiziert wird. 
2.2. Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellen -
betreiber erbracht und ist gemäß § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil 
dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem 
wettbewerblichen Messstellenbetreiber schließt. Der Lieferant 
stellt dem Kunden das Entgelt für den Messstellenbetrieb unter 
den Voraussetzungen von Ziffer 6.2 in Rechnung. 
2.3. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in 
der Elektrizitätsversorgung ist der Lieferant, soweit es sich um 
Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des 
Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. 
Zu den möglichen Ansprüchen des Kunden gegen den 
Netzbetreiber vgl. Ziffer 10. 
2.4. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten 
durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss 
haben und deren Abwendung mit einem angemessenen tech-
nischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden 
kann (insbesondere höhere Gewalt wie z.B. Naturkatastrophen, 
Krieg, Pandemien, Arbeitskampfmaßnahmen, hoheitliche 
Anordnungen), wesentlich erschwert oder unmöglich gemacht, 
so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten 
befreit, solange diese Umstände und deren Folgen nicht end-
gültig beseitigt sind. 
2.5. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, 
soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss 
und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber 
den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. 
Schadensersatzansprüche des Kunden gegen den Lieferanten 
bleiben für den Fall unberührt, dass den Lieferanten an der 
Unterbrechung ein Verschulden trifft. 

3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / 
Abrechnung / Anteilige Preisberechnung / 
Abrechnungsinformationen / Verbrauchshistorie 

3.1. Die Menge der gelieferten Energie wird durch Mess -
einrichtungen bzw. Messsysteme (oder rechtmäßige Ersatz -
wertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers ermittelt. 
Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellen – 
betreiber oder Lieferanten oder, sofern keine Fernüber -
mittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes 
Messsystem) erfolgt, auf Verlangen des Lieferanten oder des 
Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeführt. 
Verlangt der Lieferant eine Selbstablesung des Kunden, fordert 
der Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung 
der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, 
etwa anlässlich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen 
eines berechtigten Interesses des Lieferanten an einer Über -
prüfung der Ablesung, und zum Zwecke der Erstellung der 
Abrechnungsinformationen. Der Kunde kann einer Selbst -
ablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. 
Soweit der Kunde für einen bestimmten Abrechnungszeitpunkt 
trotz entsprechender Verpflichtung keine Ablesedaten über-
mittelt hat oder der Lieferant aus anderen Gründen, die er 
nicht zu vertreten hat, den tatsächlichen Verbrauch nicht 
ermitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. vom 
Messstellenbetreiber rechtmäßig ermittelten Ersatzwerke  
verfügbar sind), kann der Lieferant den Verbrauch auf der 
Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neukunden 
nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils unter 
angemessener Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse 
schätzen. 
3.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem  
mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Messstellen- 
betreibers oder des Lieferanten den Zutritt zu seinem Grund -
stück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur 
Ermittlung der preislichen Bemessungs grundlagen oder zur 
Ablesung der Messeinrichtungen erforderlich ist. Die Benach -
richtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch 
Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss min-
destens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen; min-
destens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafür 
Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen zugänglich sind. 

Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder 
behindert, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch ent-
standenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung.  
3.3. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlags -
zahlungen verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlungen rich-
tet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrech -
nungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach 
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und 
dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass 
der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu 
berücksichtigen. Ist die Messstelle des Kunden mit einem intel-
ligenten Messsystem ausgestattet, ist der Lieferant berechtigt, 
anstelle der Erhebung von Abschlagszahlungen, monatlich bis 
zum 15. des auf einen Liefermonat folgenden Kalendermonats, 
die Entgelte nach diesem Vertrag für die im Vormonat geliefer-
te elektrische Energie abzurechnen. 
3.4. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrech -
nungszeitraumes, der ein Jahr nicht überschreitet, und zum 
Ende des Lieferverhältnisses wird vom Lieferanten eine 
Abrechnung nach seiner Wahl in elektronischer oder in 
Papierform erstellt. Abweichend von Satz 1 hat der Kunde das 
Recht, eine kostenpflichtige monatliche, vierteljährliche oder 
halbjährliche Abrechnung zu wählen, die auf Grundlage einer 
gesonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten erfolgt. Erhält 
der Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgen Abrech -
nungen auf Wunsch auch in elektronischer Form. Erhält der 
Kunde elektronische Abrechnungen, erfolgt die Abrechnung 
auf Wunsch auch einmal jährlich in Papierform. In jeder 
Abrechnung wird der tatsächliche Umfang der Belieferung 
unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet wird. 
Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der 
Abrechnung der tatsächlichen Belieferung, so wird der zu viel 
oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich nachentrichtet 
bzw. erstattet, spätestens aber mit der nächsten Abschlags -
zahlung verrechnet. Bei einer monatlichen Abrechnung ent-
fällt das Recht des Lieferanten nach Ziffer 3.3 Satz 1. 
3.5. Erhält der Kunde eine elektronische Abrechnung und 
erfolgt keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über 
ein intelligentes Messsystem), erhält er unentgeltlich die (in 
jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungs informa -
tionen nach § 40b EnWG automatisch alle sechs Monate und 
auf Wunsch alle drei Monate. 
3.6. Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden 
und einem von diesem benannten Dritten, soweit verfügbar, 
ergänzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie zur 
Verfügung. 
3.7. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine 
Nachprüfung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle 
durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüf -
stelle im Sinne von § 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes zu 
veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Kunden 
nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Verkehrsfehler -
grenzen nicht überschritten werden. 
3.8. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine 
Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen 
oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages 
festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der 
Grundlage falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu 
wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachent-
richtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrechnet. Ist 
das Ausmaß des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder 
zeigt eine Messeinrichtung nicht an (und liegen auch keine 
rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte vor), so ermittelt der 
Lieferant den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfrei-
en Ablesung durch Schätzung entsprechend Ziffer 3.1 Satz 6. 
Ansprüche nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des 
Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei 
denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren 
Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch 
auf längstens drei Jahre beschränkt. 
3.9. Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrech -
nungszeitraums, so rechnet der Lieferant geänderte ver-
brauchsunabhängige Preisbestandteile tagesgenau ab. Für  
die Abrechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbe -
standteile wird die nach Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge 
des Kunden im Abrechnungszeitraum auf Grundlage einer 
Schätzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf den 
Zeitraum vor und nach der Preisänderung aufgeteilt, wobei 
jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage 
vergleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu berücksichti-
gen sind. Die nach der Preisänderung anfallenden Abschlags -
zahlungen können entsprechend angepasst werden. 

4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Aufrechnung

4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach 
Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu 
dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im 
Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festge-
legten Zeitpunkt fällig und im Wege des Lastschriftverfahrens 
oder mittels Dauerauftrag bzw. Überweisung zu zahlen. 
4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der 

Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung seiner 
Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung 
auf oder lässt der Lieferant den Betrag durch einen Be auf -
tragten einziehen, stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch 
entstandenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand in 
Rechnung. 
4.3. Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrit-
tenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufge-
rechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden auf-
grund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangel-
hafter Erfüllung der Hauptleistungspflicht. Es gilt weiterhin 
nicht für Forderungen des Kunden, die im Rahmen des Rück -
abwicklungsverhältnisses nach Widerruf des Vertrags entstehen. 

5. Vorauszahlung

5.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Voraus -
zahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde 
mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher 
Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums 
von zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder 
in sonstigen begründeten Fällen. 
5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden 
Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die 
Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte 
der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem 
Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frühestens 
zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der Vorauszahlung richtet 
sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrech -
nungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder dem 
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem 
aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein 
Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu 
berücksichtigen. 
5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom 
Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Rech -
nungsbeträge oder Abschläge nach Ziffer 4.1) verrechnet. 
Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der 
zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig 
berechnete Betrag unverzüglich nachentrichtet bzw. erstattet.  
5.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant 
beim Kunden ein Vorauszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder 
Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den 
Messstellenbetreiber damit beauftragen. 

6. Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige 
hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach
billigem Ermessen

6.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den 
Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.6 zusammen. 
6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchs-
abhängigen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefügten 
Preisblatt ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage der 
Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in die-
sem Tarif anfallen. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten für 
Energiebeschaffung und Vertrieb, die Kosten für Messstellen -
betrieb – soweit diese Kosten dem Lieferanten vom Mess -
stellenbetreiber in Rechnung gestellt werden, das an den 
Netzbetreiber abzuführende Netzentgelt sowie die Kon -
zessionsabgaben. Der Lieferant ist berechtigt, mit grundzu-
ständigen Messstellenbetreibern Vereinbarungen zur Ab -
rechnung der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intelli-
genten Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu 
treffen, wonach der grundzuständige Messstellenbetreiber 
gegenüber dem Lieferanten abrechnet, soweit der Lieferant 
sicherstellt, dass eine zusätzliche Inanspruchnahme des 
Kunden für diese Entgelte durch den grundzuständigen 
Messstellenbetreiber ausgeschlossen ist. 
6.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für die gelieferte Energie fol-
gende Preisbestandteile nach den Ziffern 6.3.1 bis 6.3.7 in der 
jeweils geltenden Höhe. Die bei Vertragsschluss geltende Höhe 
ist im beigefügten Preisblatt angegeben. Die für das jeweils fol-
gende Kalenderjahr geltende Höhe der Preisbestandteile nach 
den Ziffern 6.3.1 und 6.3.4 werden bis zum 15.10. eines Kalender -
jahres, diejenige der Preisbestandteile nach den Ziffern 6.3.2, 
6.3.3 und 6.3.6 bis zum 25.10. eines Kalenderjahres von den 
Übertragungsnetzbetreibern im Internet veröffentlicht (derzeit: 
www.netztransparenz.de). Im Einzelnen: 
6.3.1. Die vom Lieferanten an den Übertragungsnetzbetreiber 
zu zahlende EEG-Umlage nach § 60 Abs. 1 EEG i. V. m. der EEV  
Mit der EEG-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den 
Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetz-
lichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energiequellen entstehen. 
6.3.2. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende 
KWK-Umlage nach § 26 KWKG. 
Mit der KWK-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den 
Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetz-
lichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus hoch-
effizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie zur Förder 
ung des Ausbaus von Wärme- und Kältenetzen entstehen.  
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6.3.3. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende  
§ 19-StromNEV-Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV. Mit der 
§ 19-StromNEV-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den 
Übertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entstehen, 
nachgelagerten Netzbetreibern Erlöse zu erstatten, die diesen 
entgehen, weil sie bestimmten Letztverbrauchern mit atypi-
schem Verbrauchsverhalten oder besonders hohem Strom -
verbrauch nach § 19 Abs. 2 StromNEV reduzierte Netzentgelte 
anbieten müssen. 
6.3.4. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende 
Offshore-Netzumlage nach § 17f Abs. 5 EnWG. 
Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die den 
Übertragungsnetzbetreibern durch Entschädigungszahlungen 
nach Maßgabe von § 17e EnWG an Betreiber von betriebsberei-
ten Offshore-Windenergieanlagen in Folge von Störungen oder
Verzögerungen der Netzanbindung dieser Anlagen entstehen 
sowie unter anderem auch Offshore-Anbindungskosten nach § 
17d Abs. 1 EnWG, den §§ 17a und 17b EnWG sowie die Kosten 
nach § 12b Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EnWG und des Flächenentwick- 
lungsplans nach § 5 WindSeeG 
6.3.5. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber abLa-Umlage 
nach § 18 Abs. 1 AbLaV. 
Die abLa-Umlage gleicht Kosten aus, die den Übertragungs -
netzbetreibern durch Zahlungen an Betreiber bestimmter 
Anlagen zum Verbrauch elektrischer Energie entstehen, deren 
Leistung auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber zur 
Aufrechterhaltung der Netz- und Systemstabilität reduziert 
werden kann. 
6.3.6. Ab 2023: Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu 
zahlende Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 
EnWG. 
Mit der Wasserstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die 
den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der 
gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Wasserstofferzeugung 
durch Wasserelektrolyse entstehen. 
6.3.7. Die Stromsteuer in der jeweils geltenden Höhe. Die der-
zeitige Höhe der Stromsteuer in Cent pro kWh ergibt sich aus 
dem beigefügten Preisblatt. 
6.4. Ist eine Umlage nach Ziffern 6.3.1 bis 6.3.6 negativ, redu-
ziert sich das für die gelieferte Energie zu zahlende Entgelt in 
entsprechender Höhe. 
6.5. Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer 
Energie nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 6.2, 
6.3 und 6.6 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, 
erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hie-
raus entstehenden Mehrkosten in der jeweils geltenden Höhe. 
Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die Ver -
teilung von elektrischer Energie nach Vertragsschluss mit einer 
hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. 
h. keine Bußgelder o. ä.) belegt wird, soweit diese unmittelba-
ren Einfluss auf die Kosten für die nach diesem Vertrag 
geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils 
geltenden Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. 
in Form negativer Umlagen) zu einer entsprechenden Ent -
geltreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit 
die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens 
bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder 
die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung ent-
gegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten 
beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen 
Regelung dem einzelnen Vertragsverhältnis (z.B. nach Kopf 
oder nach Verbrauch) zugeordnet werden können. Eine 
Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung 
der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine solche Weiter -
berechnung spätestens mit der Rechnungsstellung informiert. 
6.6. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 
und 6.3 sowie etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sons-
tige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.5 die 
Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. 
6.7. Der Lieferant teilt dem Kunden die bei Belieferung jeweils 
geltende Höhe eines nach Ziffern 6.3, 6.5 und 6.6 zu zahlen-
den Preisbestandteils auf Anfrage mit. 
Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den 
Arbeitspreis nach Ziffer 6.2 – nicht hingegen die gesondert in 
der jeweils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebenen 
Preisbestandteile nach Ziffern 6.3 und 6.6 sowie etwaige 
zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferleg-
te Belastungen nach Ziffer 6.5 – durch einseitige Leistungs -
bestimmung nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzu-
passen (Erhöhungen oder Senkungen). Anlass für eine solche 
Preisanpassung ist ausschließlich eine Änderung der in Ziffer 
6.2 genannten Kosten. Der Lieferant überwacht fortlaufend die 
Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer Preisanpassung 
ist auf die Veränderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der 
jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 
bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 
erfolgt ist – seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplan-
ten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschränkt. 
Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder 
Preisanpassung gegenläufig zu saldieren. Die einseitige 
Leistungsbestimmung des Lieferanten nach billigem Ermessen 
bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preis -
anpassung; diese sind so zu wählen, dass Kostensenkungen 
nicht nach für den Kunden ungünstigeren Maßstäben 
Rechnung getragen werden als Kostenerhöhungen, also 
Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirk-
sam werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 
315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens
des Lieferanten gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderungen 

von Grundpreis und Arbeitspreis nach dieser Ziffer 6.8 sind nur 
zum Monatsersten, erstmals zum Ablauf der vertraglichen 
Erstlaufzeit und nicht vor Ablauf der eingeschränkten Preis -
garantie. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der 
Lieferant dem Kunden die Änderungen spätestens einen Monat 
vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In die-
sem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk samwerdens der 
Preisanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom 
Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 
6.8. Informationen über aktuelle Produkte (insbesondere 
gebündelte Produkte und Leistungen) und Tarife erhält der 
Kunde unter Tel.-Nr. 0800 1122008 oder im Internet unter 
www.rw-bodensee.de. 

7. Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG 

Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten den Abschluss 
einer vertraglichen Vereinbarung mit einem Dritten über die 
Erbringung von Dienstleistungen hinsichtlich von Mehr- oder 
Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch 
elektrischer Arbeit und über einen anderen Bilanzkreis unver-
züglich mitzuteilen. Der Lieferant wird die Erbringung der 
Dienstleistung auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung 
– soweit und solange diese nicht durch eine Festlegung der
BNetzA entbehrlich wird – gegen angemessenes Entgelt 
ermöglichen. 

8. Änderungen des Vertrages und der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen 

Die Regelungen des Vertrages und der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen beruhen auf den gesetzlichen und 
sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses (z. B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG, 
MessEG und MessEV, höchstrichterliche Rechtsprechung, –
Festlegungen und Beschlüsse der Bundesnetzagentur). Das 
vertragliche Äquivalenzverhältnis kann nach Vertragsschluss 
durch unvorhersehbare Änderungen der gesetzlichen oder 
sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch Gesetzes -
änderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa 
in der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen Gesetz -
gebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die 
der Lieferant nicht veranlasst und auf die er auch keinen 
Einfluss hat, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. 
Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag und/oder 
diesen Bedingungen entstandene Lücke nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrages entstehen 
lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirk-
sam erklärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung zu 
beseitigen sind. In solchen Fällen ist der Lieferant verpflichtet, 
den Vertrag und die Allgemeinen Geschäftsbedingungen – mit 
Ausnahme der Preise – unverzüglich insoweit anzupassen 
und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung des 
Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegenleistung 
und/oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken zur 
zumutbaren Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses 
erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher Überleitungs -
bestimmungen). Anpassungen des Vertrages und der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach dieser Ziffer sind nur 
zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, 
wenn der Lieferant dem Kunden die Anpassung spätestens 
einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform 
mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu kündigen. Hierauf 
wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert 
hingewiesen. 

9. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung / 
Sonderkündigungsrecht bei Einbau intelligentes 
Messsystem 

9.1. Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung einzustel-
len und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netz -
betreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht 
unerheblichem Maße schuldhaft Strom unter Umgehung, 
Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen 
verwendet („Stromdiebstahl“) und die Unterbrechung zur 
Verhinderung einer weiteren unberechtigten Energie ent -
nahme erforderlich ist. 
9.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten 
der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat entfallen-
den Abschläge oder Vorauszahlungen mindestens aber mit   
€ 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant 
ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die An -
schlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unter-
brechen zu lassen. Bei der Berechnung des Mindestbetrages 
bleiben nicht titulierte Forderungen außer Betracht, die der 
Kunde schlüssig beanstandet hat, oder die wegen einer 
Vereinbarung zwischen Lieferanten und Kunden noch nicht 
fällig sind, oder die aus einer streitigen und noch nicht rechts-
kräftig entschiedenen Preiserhöhung des Lieferanten resultie-
ren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der 
Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere des 
Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen voll-
umfänglich nachkommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung 
spätestens vier Wochen vorher angedroht und die Beauf -

tragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung der 
Anschlussnutzung drei Werktage vorher, mindestens aber gilt 
die Sperrankündigungsfrist des § 19 StromGVV, unter Angabe 
des Zeitpunkts der Auftragserteilung angekündigt. Der 
Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankündigung 
genannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu 
unterbrechen, wofür der Netzbetreiber nach den Vorgaben 
des einheitlichen Netznutzungsvertrages Strom sechs weitere 
Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten auf etwai-
ge Besonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend entge-
genstehen, unverzüglich hinweisen. 
9.3. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederher -
stellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der 
Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten 
nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung. Die Belieferung 
wird unverzüglich wiederhergestellt, wenn die Gründe für die 
Unterbrechung entfallen und die Kosten der Unterbrechung 
und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung 
erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Verkürzung der Unter -
brechungszeit auch bei einer erteilten Einzugsermächtigung 
unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wieder -
herstellung unverzüglich mittels Überweisung zu zahlen. 
9.4. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. Der 
Lieferant muss den Kunden unverzüglich beim zuständigen 
Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des 
Kunden im Falle einer außerordentlichen Kündigung des 
Lieferanten trotz der Abmeldung (etwa wegen Bearbei tungs -
fristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus den Festlegungen 
der BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen) über den Zeit -
punkt der Vertragsbeendigung hinaus dem Lieferanten bilan-
ziell zugeordnet werden, ohne dass der Lieferant dafür einen 
Ausgleich erhält (z. B. im Rahmen der Mehr- oder Minder -
mengenabrechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde 
für diese fortwährende Belieferung das Entgelt nach diesem 
Vertrag. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor im Fall 
eines Stromdiebstahls nach Ziffer 9.1, oder im Fall eines 
Zahlungsverzuges unter den Voraussetzungen der Ziffer 9.2 
Satz 1 und 2. Im letztgenannten Fall ist dem Kunden die 
Kündigung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen; die 
Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der 
Kündigung außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs 
stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht 
besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nach-
kommt. 
9.5. Der Lieferant ist berechtigt, den Vertrag, abweichend von 
Ziffer 5 des Auftragsformulars, bei einem bevorstehenden 
Ersteinbau eines intelligenten Messsystems mit einer Frist von 
zwei Monaten auf den angekündigten Zeitpunkt des Einbaus 
zu kündigen. Der Lieferant wird dem Kunden in diesem Fall 
mit der Kündigung ein Angebot für den Abschluss eines neuen 
Stromliefervertrages unterbreiten. 

10. Haftung 

10.1. Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflicht -
verletzung (z. B. bei Nichterfüllung der Lieferpflicht oder unge-
nauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch entstandene 
Schäden nach Maßgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6. 
10.2. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder 
bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung sind, 
soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes ein-
schließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem 
Netzbetreiber geltend zu machen. 
10.3. Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverzüglich 
über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden 
Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder 
von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und 
der Kunde dies wünscht. 
10.4. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der 
Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für 
schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der 
Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbei-
geführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder der schuld-
haften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d.h. solcher 
Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf 
(sog. Kardinalpflichten). 
10.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, 
welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, 
beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haften-
de Partei bei Abschluss des Vertrages als mögliche Folge der 
Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berück -
sichtigung der Umstände, die sie kannte oder kennen musste, 
hätte voraussehen müssen. 
10.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben 
unberührt. 

11. Umzug / Übertragung des Vertrags 

11.1. Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug 
unverzüglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der 
neuen Anschrift und der neuen Stromzählernummer oder 
Marktlokations-Identifikationsnummer in Textform mitzuteilen. 
Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 10 Werktage vor 
dem Umzugsdatum erfolgen, um dem Lieferanten eine rechtzei-
tige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermöglichen. 



11.2. Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum 
Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn 
der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in 
das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. Der Lieferant 
unterbreitet dem Kunden für die neue Entnahmestelle auf 
Wunsch gerne ein neues Angebot. 
11.3. Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen 
Netzbetreibers kann der Kunde den Vertrag mit einer Frist von 
sechs Wochen in Textform und unter Mitteilung seiner zukünf-
tigen Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zukünftigen 
Entnahmestelle verwendeten Marktlokations-Identifikations -
nummer kündigen. Die Kündigung kann mit Wirkung zum 
Zeitpunkt des Auszugs oder mit Wirkung zu einem späteren 
Zeitpunkt erklärt werden. Die Kündigung beendet diesen 
Vertrag nicht und der Lieferant wird den Kunden zu den bishe-
rigen Vertragsbedingungen an seinem neuen Wohnsitz weiter-
beliefern, wenn der Lieferant dem Kunden dies binnen zwei 
Wochen nach Erhalt der Kündigung anbietet und die Be liefer -
ung an dessen neuem Wohnsitz möglich ist. Die Belieferung 
zum Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem 
Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat. 
11.4. Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus 
Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten 
die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der 
Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen 
Entnahmestelle, für die der Lieferant gegenüber dem örtlichen 
Netzbetreiber einstehen muss und für die er von keinem ande-
ren Kunden eine Vergütung zu fordern berechtigt ist, nach den 
Preisen des Vertrages zu vergüten. Die Pflicht des Lieferanten 
zur unverzüglichen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle 
und Ansprüche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn 
wegen einer nicht oder verspätet erfolgten Belieferung an der 
neuen Entnahmestelle bleiben unberührt.  
11.5. Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus 
dem Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und 
wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine 
Übertragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs 
Wochen vor dem Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe 
dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle einer Übertragung hat 
der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Übertragung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom 
Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das 
Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie 
eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Über -
tragungen im Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von 
dieser Ziffer 11.5 unberührt. 

12. Datenschutz 

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum 
Widerspruchsrecht erhält der Kunde in der beigefügten 
„Datenschutzerklärung der Regionalwerk Bodensee GmbH & 
Co. KG“. 

13. Wechselseitige Übernahme von Informationspflichten 
gegenüber sonstigen betroffenen Personen (gilt nicht für 
Verbraucher im Sinne des § 13 BGB) 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, die dem jeweils anderen
Vertragspartner nach Art. 13 und/oder Art. 14 DS-GVO obliegen-
den Informationspflichten gegenüber den eigenen Mitarbeitern, 

Erfüllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) zu 
erfüllen, wenn im Rahmen der Vertragserfüllung, zur Durch -
führung vorvertraglicher Maßnahmen, zur Erfüllung einer recht -
lichen Verpflichtung oder zur Wahrung berechtigter Interessen 
• personenbezogene Daten betroffener Personen von einem 
Vertragspartner an den jeweils anderen Vertragspartner weiter-
geben werden und/oder 
• betroffene Personen auf Veranlassung des einen 
Vertragspartners den jeweils anderen Vertragspartner kontak-
tieren. 
Hierfür verwendet der Vertragspartner, der die personenbezo-
genen Daten weitergibt bzw. auf dessen Veranlassung die 
Kontaktaufnahme erfolgt, das ihm vom anderen Vertrags -
partner zur Verfügung gestellte Informationsblatt. Die „Daten -
schutzerklärung der Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG“ 
des Lieferanten ist diesen AGB als Anhang beigefügt. Die Ver -
tragspartner sind nicht verpflichtet, das vom anderen Ver -
tragspartner zur Verfügung gestellte Informationsblatt vor der 
Aushändigung an die betroffenen Personen zu prüfen. Sie sind 
weiterhin nicht berechtigt, das vom anderen Vertragspartner zur 
Verfügung gestellte Informationsblatt ohne vorherige Zustimmung 
zu ändern. Es obliegt ausschließlich dem zur Information ver-
pflichteten Vertragspartner, dem anderen Vertragspartner ein 
den jeweils geltenden rechtlichen Anforderungen entspre-
chendes Informationsblatt zur Verfügung zu stellen und dieses 
bei Bedarf auch während der Vertragslaufzeit zu aktualisieren. 

14. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / 
Lieferantenwechsel 

14.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgel-
ten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich. 
14.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. 
Nach dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen 
Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleich-
baren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus 
Gründen, die er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht 
ermitteln kann, ist der geschätzte Verbrauch anzugeben. 

15. Streitbeilegungsverfahren (gilt nur für Verbraucher im 
Sinne des § 13 BGB) 

15.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellen be -
treiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von 
Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesonde-
re zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des 
Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss 
an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die 
Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a 
EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim 
Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind 
zu richten an: Regionalwerke Bodensee GmbH & Co. KG, 
Waldesch 29, 88069 Tettnang, Tel.: 07542 93 79-0, E-Mail: 
info@rw-bodensee.de. 
15.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle 
Energie e. V. (Schlichtungsstelle) nach § 111b EnWG sowie § 4 
Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines 
Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der 
Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen 
hat oder auf diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geant-
wortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das Unternehmen 

ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle 
teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der 
Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 
204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte 
anzurufen oder ein anderes Verfahren (z. B. nach dem EnWG) 
zu beantragen, bleibt unberührt. 
15.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: 
Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 
Berlin, Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 030/2757240–69,  
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, 
Homepage: www.schlich- tungsstelle-energie.de. 
Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu 
Ver braucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind
erhältlich über den Verbraucherservice Energie, 
Bundesnetzagentur, Postfach 8001, 53105 Bonn, 
Telefon: 030/22480-500, Telefax: 030/22480-323, 
E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de. 
15.4. Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-
Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Europäischen 
Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Ver -
braucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder 
Online-Dienstleistungsvertrag sowie Informationen über die 
Verfahren an den Verbraucherschlichtungsstellen in der 
Europäischen Union zu erhalten. Die OS-Plattform kann unter 
folgendem Link aufgerufen werden: http://ec.europa.eu/con- 
sumers/odr/. 

16. Gerichtsstand (gilt nicht für Verbraucher im Sinne des § 
13 BGB)

Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handels -
gesetzbuches, juristische Personen des öffentlichen Rechts und 
öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich 
Tettnang. Das gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemei-
nen Gerichtsstand im Inland hat. 

17. Allgemeine Informationen nach dem 
Energiedienstleistungsgesetz 

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung 
durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz 
eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von 
Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen 
aufgeführt sind. Weiterführende Informationen zu der so 
genannten Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten  
Sie unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem bei der 
Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz 
umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie 
unter www.energieeffizienz-online.info. 

18. Schlussbestimmungen 

18.1. Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche 
Nebenabreden bestehen nicht. 
18.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam 
oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag 
im Übrigen davon unberührt.  

Bitte verwenden Sie das folgende Formular nur, wenn Sie den Vertrag widerrufen möchten: 

Muster-Widerrufsformular 

An: Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG, Waldesch 29, 88069 Tettnang; 
Fax 07542 93 79-101; E-Mail info@rw-bodensee.de 

Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der folgenden Waren (*)/die Erbringung 
der folgenden Dienstleistung (*) 

- Bestellt am (*)/erhalten am (*)

- Name des/der Verbraucher(s) 

- Anschrift des/der Verbraucher(s) 

- Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier)

- Datum

(*)Unzutreffendes streichen. 
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Präambel 
Für die Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG war schon nach dem bis zum 24. Mai 
2018 geltenden Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) der umfassende Schutz der personen-
bezogenen Daten ihrer Kunden von außerordentlicher Wichtigkeit, so dass diese Daten 
auch bereits bisher von der Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG mit großer Ver -
traulich- und Gewissenhaftigkeit erhoben sowie verarbeitet worden sind. So wird dies 
auch zukünftig sein, ab dem 25. Mai 2018 nun aber im Rahmen und auf der Grundlage der 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) der Europäischen Union sowie dem seit diesem 
Datum ebenfalls geltenden BDSG-neu. Die vorliegende Datenschutz erklärung dient zur 
Umsetzung der Informationspflichten der Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG nach 
Art. 13 und 14 DS-GVO als Verantwortlicher gegenüber betroffenen Personen, wenn perso-
nenbezogene Daten bei betroffenen Personen oder bei Dritten erhoben werden. Sie gilt 
für die insgesamt oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten 
sowie für die nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem 
Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen, und dient dem Schutz der 
Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen, insbesondere dem Recht auf 
Schutz der eigenen personenbezogenen Daten. Dies vorausgeschickt, informiert die 
Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG Kunden als betroffene Personen wie folgt. 
 
1. Begrifflichkeiten 
 
1.1 „Verantwortlicher“ im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DS-GVO für die Verarbeitung personen-

bezogener Daten sind die: Regionalwerk Bodensee GmbH Co. KG, Waldesch 29, 
88069 Tettnang, Amtsgericht Ulm, HRA 724247 

1.2 Diese Datenschutzerklärung betrifft und umfasst „personenbezogene Daten“. Das 
sind gemäß Art. 4 Nr. 1 DS-GVO alle Informationen, die sich auf eine identifizierte 
oder identifizierbare natürliche Person (nachfolgend nur „betroffene Person“ 
genannt) beziehen. Als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die 
direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem 
Vor- und Nachnamen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-
Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden 
kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen,  
wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind. 
Hierzu können im Rahmen der Daseinsvorsorge u.a. gehören: Zählernummer, 
Kundennummer, bei Energie die Marktlokations-Identifikati-onsnummer (kurz  
MaLo-ID), Rechnungsnummer, Telefon-nummer, Fax-Nummer, E-Mail-Adresse, 
Geburtsdatum, Geschlecht, Familienstand, Beruf, Einkommen, Bankdaten (etwa 
Kontonummer) und Passwörter.  

1.3 Die „Verarbeitung von personenbezogenen Daten“ meint im Rahmen der DS-GVO, 
dem BDSG-neu und dieser Datenschutzerklärung jeden mit oder ohne Hilfe auto- 
matisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im 
Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die 
Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das 
Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, 
Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die 
Verknüpfung, die Ein-schränkung, das Löschen oder die Vernichtung. 

1.4 „Einwilligung“ der betroffenen Person meint jede freiwillig, für den bestimmten Fall 
in informierter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in Form 
einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung der be -
troffenen Person, mit der diese dem Verantwortlichen zu verstehen gibt, dass sie mit 
der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist. 

1.5 Empfänger von personenbezogenen Daten sind natürliche oder juristische Personen, 
Behörden, Einrichtungen oder andere Stellen, denen vom Verantwortlichen perso-
nenbezogene Daten offengelegt werden. 

1.6 Auftragsverarbeiter ist jede natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung 
oder andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen 
verarbeitet. 

 
2. Ansprechperson für Datenschutz 

Datenschutzbeauftragte(r) ist: Dipl.-Ing. (FH) Holger Heimann,  
Firma it.sec GmbH & Co. KG, Einsteinstr. 55, 89077 Ulm/Donau 
E-Mail: datenschutz@rw-bodensee.de 

 
3. Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten und deren Rechtsgrundlage 

Der Verantwortliche ist im Bereich der Daseinsvorsorge tätig und erbringt in diesem 
Zusammenhang Leistungen der verschiedensten Arten, zu welchen z.B. die Versorgung 
von Letztverbrauchern mit Energie sowie der Betrieb von Verteilernetzen (mit oder 
ohne Messstellenbetrieb) zählen können. Maßgeblich für die vorliegende Daten -
schutzerklärung und von dieser umfasst sind in Bezug auf betroffenen Personen kon-
kret nur diejenigen Leistungen des Verantwortlichen, die eine betroffene Person vom 
Verantwortlichen in diesem Zusammenhang konkret erhält. Um diese Leistungen 
erbringen zu können, benötigt der Verantwortliche von betroffenen Personen perso-
nenbezogene Daten. Ohne solche personenbezogenen Daten von betroffenen 
Personen ist es dem Verantwortlichen nicht möglich oder wesentlich erschwert, diesen 

gegenüber gesetzlichen Verpflichtungen, die dem Verantwortlichen obliegen, zu ent-
sprechen. Das betrifft, je nach der Marktrolle, die der Verantwortliche gegenüber der 
konkret betroffenen Person wahrzunehmen und zu erfüllen hat, die Versorgung mit 
Strom und/oder Gas sowie den Betrieb des örtlichen Verteilernetzes und den 
Messstellenbetrieb. Aber auch außerhalb gesetzlicher Verpflichtungen ist zur umfas-
senden und im Sinne betroffener Personen bestmöglichsten Leistungser bringung 
durch den Verantwortlichen die Verarbeitung personenbezogenen Daten zwingend 
und damit unabdingbar notwendig. Dies vorausgeschickt gilt in Bezug auf die Zwecke, 
für die personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, das Folgende: 

3.1 Datenverarbeitung zur Vertragserfüllung 
Zweck der Datenverarbeitung ist die Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, 
die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen, und/oder die Erfüllung von 
Verträgen, deren Vertragspartei die betroffene Person und der Verantwortliche sind 
[vgl. Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO]. 

3.2 Datenverarbeitung aufgrund gesetzlicher sowie behördlicher Vorgaben 
Der Verantwortliche unterliegt – je nachdem, welche Leistungen er gegenüber be -
troffenen Personen erbringt – zahlreichen gesetzlichen und behördlichen Ver -
pflichtungen (z.B. §§ 17, 18 EnWG = Netzbetrieb, §§ 36 ff EnWG = Grundversorgung 
bei Strom und Gas und MsbG = grundzuständiger Messstellenbetreiber bei Strom 
und Gas). Um diesen entsprechen zu können, ist die Verarbeitung von personenbe-
zogenen Daten erforderlich [vgl. Art. 6 Abs. lit. 1 c) DS-GVO].  

3.3 Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist auch für die Wahrnehmung von 
Aufgaben erforderlich, die im öffentlichen Interesse liegen und soweit diese 
Aufgaben vom Verantwortlichen wahrgenommen werden [vgl. Art. 6 Abs. 1 lit. e) 
DS-GVO]. Die Daseinsvorsorge mit Strom und Gas sowie der Betrieb des örtlichen 
Verteilernetzes liegen im öffentlichen Interesse. Insofern wird z.B. auf § 1 EnWG 
sowie die Teile 3 (Regulierung des Netzbetriebes) und 4 (Energielieferung an 
Letztverbraucher) des EnWG verwiesen, je nachdem, welche Leistungen der 
Verantwortliche gegenüber betroffenen Personen erbringt. 

3.4 Datenverarbeitung aus berechtigtem Interesse 
Der Verantwortliche verarbeitet personenbezogene Daten betroffener Personen in 
zulässiger Weise auch zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen 
und/oder eines Dritten [vgl. Art. 6 Abs. lit. 1 f) DS-GVO]. Dritter ist z.B. aus der Sicht 
des Verantwortlichen in der Marktrolle des Netz- und/oder des Messstellenbetreibers 
der Drittlieferant der betroffenen Personen in Bezug auf Gas und/oder Strom. 
 
Berechtigte Interessen umfasst dabei insbesondere: 
•  zwischen dem Verantwortlichen und betroffenen Personen Verträge durchzuführen 
und/oder anzubahnen, 
•  Maßnahmen zur Verbesserung von Services und Produkten durchzuführen und 
neue Produkte sowie Dienstleistungen für personenbezogene Personen im Bereich 
der Daseinsvorsorge zu entwickeln und an diese zu deren Vorteil anbieten zu können, 
•  Energiedienstleistungen zu erbringen, insbesondere nach dem Gesetz über 
Energiedienstleistungen und andere Energieeffizienzmaßnahmen (EDL-G), wozu alle 
Tätigkeiten gehören, die auf der Grundlage eines Vertrags oder im Zusammenhang 
mit der Anbahnung eines solchen vom Verantwortlichen erbracht werden mit dem 
Ziel, zu überprüfbaren und mess- oder schätzbaren Energieeffizienzverbesserungen 
oder Primärenergieeinsparungen sowie zu ei-nem physikalischen Nutzeffekt, einem 
Nutzwert oder zu Vorteilen als Ergebnis der Kombina-tion von Energie mit energieef-
fizienter Technologie oder mit Maßnahmen wie beispielsweise Betriebs-, Instand -
haltungs- und Kontrollaktivitäten zu gelangen, 
•  Markt- und Meinungsforschung durchzuführen bzw. von Markt- und Meinungs -
forschungsinstituten durchführen zu lassen, um die Qualität von Energieprodukten 
und -leistungen des Verantwortlichen im Interesse von betroffenen Personen zu ver-
bessern und zu optimieren sowie mit anonymisierten Daten Analysen durchzuführen, 
•  in Konsultation und Datenaustausch mit Auskunfteien (z. B. Schufa, Creditreform) 
zur Ermittlung von Bonitäts- bzw. Zahlungsausfallrisiken zu treten, insbesondere bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 31 BDSG, sowie mit Dritten Adressermittlungen 
durchzuführen (z. B. bei Umzügen), sowie 
•  die Durchsetzung rechtlicher (Zahlungs-)Ansprüche und Aufklärung von Straf -
taten im Zusammenhang mit der Daseinsvorsorge (z. B. Strom- oder Wasserdieb -
stahl), um auch auf diesem Weg eine preisgünstige Versorgung der Allgemeinheit 
zu gewährleisten, wie dies für Energie im Rahmen von § 1 Abs. 1 EnWG gesetzlich 
vorgegeben ist. 

 
4. Andere Zwecke der Datenverarbeitung 
 
4.1 Sollte der Verantwortliche beabsichtigen, personenbezogenen Daten von betroffe-

nen Personen für andere Zwecke weiterzuverarbeiten als diejenigen, für die die per-
sonenbezogenen Daten vom Verantwortlichen erhoben wurden und die in Ziffer 3. 
genannt sind, so stellt der Verantwortliche davon betroffenen Personen vor einer 
solchen Verarbeitung Informationen über solche anderen Zwecke und alle anderen 
maßgeblichen Informationen gemäß der vorstehenden Ziffer 3. zur Verfügung. 
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4.2 Ziffer 4.1 gilt nicht,  
• wenn eine Weiterverarbeitung analog gespeicherter Daten betrifft, bei der sich 
der Verantwortliche durch die Weiterver-arbeitung unmittelbar an die betroffene 
Person wendet, der Zweck mit dem ursprünglichen Erhebungs zweck gemäß der DS-
GVO vereinbar ist, die Kom-munikation mit der betroffenen Person nicht in digitaler 
Form erfolgt und das Interesse der betroffenen Person an der Informationserteilung 
nach den Umständen des Einzelfalls, insbesondere mit Blick auf den Zusammenhang, 
in dem die Daten erhoben wurden, als gering anzusehen ist, 
• oder die Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche be -
einträchtigen würde und die Interessen des Verantwortlichen an der Nichterteilung der 
Information die Interessen der betroffenen Person überwiegen. Der Verantwortliche wird 
schriftlich festhalten, aus welchen Gründen er von einer Information abgesehen hat. 

5. Ausnahme 
Die vorstehenden Regelungen in den Ziffern 3. und 4. finden keine Anwendung, wenn 
und soweit die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt, wenn sich 
die Unterrichtung der betroffenen Person als unmöglich erweist oder mit unverhält-
nismäßig hohem Aufwand verbunden ist. Letzteres richtet sich vor allem nach dem 
zeitlichen und finanziellen Aufwand, den der Verantwortliche für entsprechende 
Informationen zu leisten hätte und/oder an nach der Anzahl der zu informierenden 
betroffenen Personen. 

6. Daten, die nicht bei der betroffenen Person selbst erhoben wurden 

6.1 Je nachdem, welche Leistungen der Verantwortliche gegenüber betroffenen Personen 
erbringt (etwa als Strom-, und/oder Gasversorger, Netzbetreiber und/oder Mess -
stellenbetreiber), ist es zur Erfüllung von gesetzlichen und/oder vertraglichen Pflichten 
des Verantwortlichen gegenüber betroffenen Personen in vielen Fällen erforderlich 
und notwendig, dass der Verantwortliche auch von Dritten personenbezogene Daten 
zur jeweils betroffenen Person erhält (z.B. der Versorger Zählerdaten vom Messstellen -
betreiber oder der Netzbetreiber personenbezogene Daten bei der Versorgung der 
betroffenen Personen bei Strom und/oder Gas). Das hat seinen Grund darin, dass die 
Energieversorgung wie auch der Netzbetrieb sehr komplexe Vorgänge darstellen, an 
denen in der Regel mehrere Verantwortliche in verschiedenen Marktrollen beteiligt sind. 

6.2 Wegen der Anzahl und Verschiedenheit der in Ziffer 6.1 angesprochenen Beteiligten 
und aufgrund des Umstandes, dass diese nicht selten wechseln (z.B. Drittlieferanten 
bei Strom oder Gas oder der Messstellenbetreiber im Verhältnis zum Netzbetreiber), 
ist es nicht möglich, diese Dritte stets aktuell und im Einzelnen den betroffenen 
Personen zu benennen. Betroffene Personen können aber beim Verantwortlichen 
Namen und Kontaktadressen solcher beteiligter Dritter und, sofern dem Verant -
wortlichen bekannt und vorhanden, die Kontaktdaten deren Datenschutz be auf -
tragten jederzeit kostenfrei nachfragen. 

6.3 Im Hinblick auf die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten durch den 
Verantwortlichen und deren Rechtsgrundlagen in Bezug auf Daten, die nicht bei der 
betroffenen Person selbst erhoben wurden, gelten die Bestimm-ungen gemäß der 
vorstehenden Ziffer 3. entsprechend. 

6.4 Empfänger von personenbezogenen Daten, die der Verantwortliche von Dritten 
erhält und verarbeitet, sind die in Ziffer 7. genannten Personen. 

6.5 Im Übrigen gelten bezüglich der in Ziffer 6.1 genannten Daten die gleichen 
Informationen und Hinweise des Verantwortlichen wie in Bezug auf personenbezo-
gene Daten, die der Verantwortliche von betroffenen Personen selbst erlangt hat. 

7. Empfänger personenbezogener Daten 

7.1 Innerhalb des Unternehmens des Verantwortlichen erhalten diejenigen Personen 
Zugriff auf personenbezogene Daten, die diese zur Erfüllung der in Ziffer 3. genannten 
Zwecke benötigen. 

7.2 Empfänger personenbezogener Daten betroffener Personen können – je nachdem, wel-
che Leistungen der Verantwortli-che gegenüber einer betroffenen Personen erbringt – 
u.a. sein: Netzbetreiber, Messstellenbetreiber und/oder Versorger. 

7.3 Der Verantwortliche bedient sich zur Erfüllung seiner gesetzlichen und vertraglichen 
Verpflichtungen gegenüber betroffenen Personen zum Teil auch Dienstleistern und 
Erfüllungsgehilfen (z.B. Handwerker und Fachbetriebe), ebenso ggf. Auftragsver ar -
beitern, und übermittelt diesen personenbezogene Daten. 

7.4 An die in den Ziffern 7.2 und 7.3 genannten Dritte werden personenbezogene Daten 
vom Verantwortlichen nur übermittelt, wenn dies im Rahmen der in Ziffer 3. genann-
ten Zwecke stattfindet und/oder die betroffene Person dazu vorher eingewilligt hat. 

8. Beginn und Dauer der Speicherung personenbezogener Daten 
sowie deren Löschung 

8.1 Der Verantwortliche speichert personenbezogene Daten zu den in Ziffer 3. genannten 
Zwecken. 

8.2 Personenbezogene Daten werden ab der ersten Erhebung durch den Verantwortlichen 
von diesem auch verarbeitet. 

8.3 Der Verantwortliche löscht personenbezogene Daten von betroffenen Personen in 
Bezug auf eine bestimmte Leistungsbeziehung spätestens innerhalb von 4 Wochen, 
sobald diese mit der betroffenen Person beendet ist, sämtliche gegenseitigen Ansprüche 

aus diesem erfüllt sind und keine anderweitigen gesetzlichen Aufbewahrungspflichten 
(z. B. Handelsgesetzbuch, Abgabenordnung) oder gesetzlichen Rechtfertigungsgründe 
für die Speicherung im Zusammenhang mit diesem mehr bestehen. 

8.4 Spätestens nach Ablauf aller relevanten gesetzlichen Aufbewahrungspflichten (maximal 
10 Jahre nach Vertragsende) wird der Verantwortliche die personenbezogenen Daten 
der jeweils betroffenen Person löschen. 

9. Rechte der betroffenen Personen 

9.1 Betroffene Personen haben gegenüber dem Verantwortlich-en im Rahmen der  
DS-GVO sowie des BDSG-neu folgende Rechte auf: 
• Auskunft nach Art. 15 DS-GVO in Verbindung mit § 34 BDSG-neu 
• Berichtigung nach Art. 16 DS-GVO in Verbindung mit §§ 27 und 28 BDSG-neu 
• Löschung nach Art. 17 DS-GVO in Verbindung mit §§ 4 und 35 BDSG-neu 
• Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO in Verbindung 

mit §§ 27, 28 und 35 BDSG-neu 
• Mitteilungspflicht des Verantwortlichen nach Art. 19 DS-GVO
• Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DS-GVO in Verbindung mit § 28 BDSG-neu 
• Widerspruch nach Art. 21 DS-GVO in Verbindung mit §§ 27, 28 und 36 BDSG-neu 

9.2 Die Übermittlung der von betroffenen Personen beim Verantwortlichen angefragten 
Informationen erfolgt schriftlich oder in anderer Form, gegebenenfalls auch elektro-
nisch. Falls von der betroffenen Person verlangt, kann die Information mündlich 
erteilt werden, sofern die Identität der betroffenen Person in anderer Form nachge-
wiesen wurde. 

9.3 Der Verantwortliche stellt der betroffenen Person Informationen über die auf Antrag 
gemäß den Art. 15 bis 22 DS-GVO ergriffenen Maßnahmen unverzüglich, in jedem 
Fall aber innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags zur Verfügung. Diese 
Frist kann um weitere zwei Monate verlängert werden, wenn dies unter Berück -
sichtigung der Kom-plexität und der Anzahl von Anträgen erforderlich ist. Der Verant -
wortliche unterrichtet die betroffene Person innerhalb eines Monats nach Eingang 
des Antrags über eine Fristverlängerung, zusammen mit den Gründen für die 
Verzögerung. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so ist sie nach 
Möglichkeit auf elektronischem Weg zu unterrichten, sofern sie nichts anderes angibt. 

9.4 Wird der Verantwortliche auf den Antrag der betroffenen Person hin nicht tätig, so 
unterrichtet er die betroffene Person ohne Verzögerung, spätestens aber innerhalb 
eines Monats nach Eingang des Antrags über die Gründe hierfür und über die 
Möglichkeit, bei einer Aufsichtsbehörde Be-schwerde einzulegen oder einen gericht-
lichen Rechtsbehelf einzulegen. 

9.5 Informationen gemäß den Art. 13 und 14 DS-GVO sowie alle Mitteilungen und 
Maßnahmen gemäß den Art. 15 bis 22 DS-GVO und Art. 34 DS-GVO werden unent-
geltlich zur Verfü-gung gestellt. Bei of-fenkundig unbegründeten oder – insbesonde-
re im Fall von häufiger Wiederholung – exzessiven Anträgen einer betroffenen 
Person kann der Verantwortliche entweder 
a) ein angemessenes Entgelt verlangen, bei dem die Verwaltungskosten für die 
Unterrichtung oder die Mitteilung oder die Durchführung der beantragten Maß -
nahme berücksichtigt werden, oder 
b) sich weigern, aufgrund des Antrags tätig zu werden. 
Der Verantwortliche hat den Nachweis für den offenkundig unbegründeten oder
exzessiven Charakter des Antrags zu erbringen. 

9.6 Hat der Verantwortliche begründete Zweifel an der Identität der natürlichen Person, 
die den Antrag gemäß den Art. 15 bis 21 DS-GVO stellt, so kann er unbeschadet des 
Art. 11 DS-GVO zusätzliche Informationen anfordern, die zur Bestätigung der 
Identität der betroffenen Person erforderlich sind. 

9.7 Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen 
oder gerichtlichen Rechtsbe-helfs das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbe -
hörde an ihrem gewöhnlichen Aufenthaltsort oder am Ort des mutmaßlichen 
Verstoßes, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie 
betreffenden personenbezogenen Daten gegen diese Verordnung verstößt. 

9.8 Betroffene Personen haben zudem das Recht, eine einmal von ihnen im Rahmen 
der DS-GVO sowie des BDSG-neu erteilte Einwilligung jederzeit, kostenfrei und ohne 
irgendeine Begründung zu widerrufen. Das gilt auch für den Widerruf von 
Einwilligungserklärungen, die die betroffene Person dem Verantwortlichen vor der 
Geltung der DS-GVO und dem BDSG-neu am 25. Mai 2018 erteilt haben. Der Widerruf 
der Einwilligung erfolgt für die Zukunft und berührt nicht die Rechtmäßigkeit der 
Verarbeitung personenbezogener Daten bis zum Widerruf. 

10. Automatisierte Entscheidungsfindung und Grenzüberschreitung 

10.1  Eine grenzüberschreitende Datenverarbeitung findet nur dann statt, wenn der 
Versorger einer betroffenen Person seinen Sitz nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland hat. 

10.2  Eine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling findet beim 
Verantwortlichen nicht statt. 

Tettnang, den 13. November 2018 
Regionalwerk Bodensee GmbH & Co. KG
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